
Die Nationalratswahlen 2017
haben die politische Land-
schaft entscheidend verän-

dert und geben Anlass zur Befürch-
tung, dass wesentliche Bereiche,
wie etwa die Umweltpolitik, noch
mehr als bisher vernachlässigt wer-
den. Im Wahlkampf haben die ent-
scheidenden Zukunftsfragen kaum
Erwähnung gefunden. Dominiert
hat billige, oberflächliche bzw.
untergriffige Rhetorik und erbärmli-
ches Gezänk über sekundäre Fra-
gen. Die Medien haben meist ober-
flächlich und parteiisch berichtet.
Alles in allem keine gute Basis für
vernünftige Wahlentscheidungen.
Die Ergebnisse sind dementspre-
chend ausgefallen. Die Grünen
sind aus dem Parlament ausge-
schieden, Peter Pilz, der unbeque-
me Korruptionsbekämpfer, wird
„abgeschossen.“ Es herrscht gro-
ßes Lamento über den Erfolg der
Blauen. Bei der Gründung der
Grünpartei gab es das Grundver-
ständnis, die Partei habe ihr Stand-
bein in der Ökologiebewegung und
das Spielbein im Parlament. Leider
haben die Grünen das Standbein
mehr und mehr verkümmern lassen
und das Spielbein war nicht ausrei-
chend tragfähig – der Absturz war
leider unvermeidlich. Im Wahl-
kampf wären klare Aussagen, wie
etwa: „Zukunftsverantwortung statt
Parteiengezänk“ vermutlich besser
angekommen, als läppische Wer-
beparolen.

Von einer sich abzeichnenden
ÖVP/FPÖ-Regierungskoalition ist
zu erwarten, dass Wirtschafts-
wachstum um jeden Preis an erste
Stelle gerückt wird und Einsparun-
gen beschlossen werden, die vor
allem die sozial Schwachen treffen.
Umweltschutz und Klimapolitik wie
gehabt, bloß als Lippenbekenntnis.
Zusätzlich eine restriktive Einwan-
derungspolitik.

Insofern, als Einwanderer*innen
und Flüchtlinge viele neue Proble-
me schaffen und damit die Bewälti-
gung bisheriger Probleme er-
schweren, ist die Popularität re-
striktiver Maßnahmen verständlich.
Ethisch vertretbar wäre eine stren-
ge Einwanderungspolitik aber nur
unter der Voraussetzung, dass wir
unseren ökologischen Fußabdruck
auf die ökoproduktive Fläche
Österreichs reduzieren, sowie ein-
em Partnerland in der „Dritten Welt“
helfen, wesentliche Probleme zu
lösen. Beispielsweise mit ehrgeizi-
gen Projekten der Wiederbewal-
dung, die einen vielfältigen Neben-
nutzen erbringen. Weiters müsste
wir als neutrales Land eine aktive
Friedenspolitik betreiben und damit
helfen, Konflikte gewaltfrei zu lösen
und kriegsbedingte Flüchtlingsströ-
me zu vermeiden.

Eine Energiewende ist in Öster-
reich durchaus möglich, allerdings
setzt sie eine markante Reduktion
von Energieverschwendung voraus
und erfordert wesentliche Anpas-
sungen des Rechtsrahmens. Die
für eine notwendige Energiewende
erforderlichen Maßnahmen sind im
Wesentlichen deckungsgleich mit
einer konsequenten Klimapolitik, zu
der sich Österreich ja verpflichtet
hat.

Jedenfalls steht die Zivilgesell-
schaft nun vor großen Herausfor-
derungen. Besonders wichtig
erscheint mir eine offene, sachbe-
zogene Gesprächskultur zu stär-
ken, mit dem ehrlichen Versuch,
die Position Andersdenkender zu
verstehen, statt sie mit Kampfbe-
griffen abzuqualifizieren, was nur
Zersplitterung und Schwächung
der Zivilgesellschaft bewirkt – im
Interesse der Machteliten. Die
Menschen wollen weder Kriege
noch Umweltvergiftung, weder
Unterdrückung noch Überwa-

chung, sondern eine lebensfreund-
liche Welt mit Zukunft. Es geht vor-
rangig darum, gemeinsam für ge-
meinsame Interessen einzutreten.
Ganz in diesem Sinne gibt es be-
reits erfolgversprechende Ansätze:

Im Oktober wurde ein „Solidaritäts-
pakt der Zivilgesellschaft für Demo-
kratie“ beschlossen, der sich gegen
den Abbau wesentlicher demokrati-
scher Freiheiten, Grundrechte und
Arbeitnehmer*innenrechte sowie
Angriffe auf den Rechtsstaat wen-
det und gemeinsame Aktionen
ankündigt. Dieser Pakt umfasst
bereits ein Spektrum von NGO, das
die wesentlichen Bereiche der Zivil-
gesellschaft beinhaltet.

Vor rund zwei Jahren wurde von
den Vereinten Nationen die „Agen-
da 2030“ verabschiedet und 17 Zie-
le für eine nachhaltige Entwicklung
– Sustainable Development Goals
(SDG) – formuliert (siehe Artikel
links). Österreich hat sich offiziell
zur Agenda 2030 bekannt. Da bis-
her in dieser Richtung so gut wie
nichts geleistet wurde, haben mehr
als 100 österreichische NGO
beschlossen, die Plattform „SDG-
watch Austria“ zu gründen mit dem
Ziel, die Einhaltung der SDG in der
österreichischen Politik einzufor-
dern.

In der derzeitigen Krise der Politik
liegt die Chance der Zivilgesell-
schaft, den Grundkonsens für eine
lebenswerte Welt mit Zukunft wirk-
sam zu verbreitern und basisdemo-
kratisch politischen Druck zu orga-
nisieren. Nur auf diese Weise kann
die konzerngesteuerte Politik, die
die Welt in Katastrophen führt,
überwunden werden.
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